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§60
Bezahlung bei Mangelanzeige

Zeigt der Besteller Mängel an, so ist er von der frist­
gemäßen Rechnungsbezahlung befreit

1. in vollem Umfange, wenn der Leistende vor Be­
zahlung der Forderung anderweitig über den Ver­
tragsgegenstand verfügt;

2. in vollem Umfange, wenn der Besteller wegen der 
Mängel die Abnahme verweigert und vor Bezah­
lung der Forderung die Niederschrift über die 
Mängel auf genommen und abgesandt hat;

3. im Umfange der Minderung, wenn die Partner vor 
Bezahlung eine Preisminderung vereinbart haben;

4. im'Umfange der geforderten Minderung, wenn der 
Besteller vor Bezahlung der Forderung die Nieder­
schrift über die Mängel aufgenommen und abge­
sandt hat.

Gewährleistungsforderungen
§.61

(1) Der Leistende hat die ihm angezeigten Mängel 
unverzüglich zu beseitigen (Nachbesserung) oder ein 
einwandfreies Erzeughis oder Werk zu liefern (Nach­
lieferung) oder eine dem Umfange des Mangels ent­
sprechende Herabsetzung des Rechnungsbetrages mit 
dem Besteller zu vereinbaren (Minderung).

(2) Der Besteller hat zu wählen zwischen Nachbesse­
rung und Minderung und, wenn eine Nachbesserung 
nicht möglich ist, zwischen Nachlieferung und Minde­
rung. Der Leistende hat jedoch auch dann das Recht 
nachzuliefern, wenn der Besteller Nachbesserung oder 
Minderung fordert. Handelt es sich um Güter für den 
Bedarf der Bevölkerung, so ist das Recht der Nach­
lieferung ausgeschlossen, wenn der Besteller vom Lei­
stenden Minderung fordert und dem Endverbraucher 
wegen des Mangels Minderung oder Nachbesserung 
gewährt wurde.

(3) Hat der Besteller Nachbesserung gefordert und 
der Leistende innerhalb einer angemessenen Frist 
weder nachgebessert noch nachgeliefert, so hat der 
Besteller das Recht, den Mangel selbst zu beseitigen 
oder beseitigen zu fassen und Ersatz der erforderlichen 
Aufwendungen zu verlangen.

§62
(1) Ist die Nachbesserung oder Nachlieferung eines 

Erzeugnisses oder Werkes nicht oder nicht recht­
zeitig möglich und eine Minderung nicht zumutbar, so 
kann der Besteller hinsichtlich dieses Teiles des Ver­
tragsgegenstandes vom Vertrage zurücktreten. Kann 
durch den Wegfall dieses Teiles des Vertragsgegen­
standes der mit der Vertragserfüllung beabsichtigte 
Zweck nicht erreicht werden, so kann der Besteller vom 
Vertrage in vollem Umfange zurücktreten.

(2) Der Rücktritt hat zur Folge, daß die Pflicht zur 
Lieferung oder Leistung und zur Bezahlung des be­
troffenen Vertragsgegenstandes erlischt. Bereits 'Ge­
leistetes ist unverzüglich zurückzugewähren. Im übrigen 
gelten die Bestimmungen des § 52 Absatz 4.

§63
(1) Stehen dem Besteller Gewährleistungsforderungen 

gemäß §§ 61 und 62 zu, so hat der Leistende dem 
Besteller die diesem durch die Erfüllung der in § 59 
genannten Pflichten entstandenen Aufwendungen zu 
ersetzen (Nebenforderungen der Gewährleistung). Zu

diesen Aufwendungen zählen insbesondere solche für 
Be- und Entladung, Frachten, Benachrichtigung, Ein- 
und Ausbau und Verwertung sowie für die notwendige 
oder vereinbarte Begutachtung. Sind die Gewähr­
leistungsforderungen nicht begründet, so hat der Be­
steller die dem Leistenden durch die Mitwirkung bei 
der Prüfung entstandenen Aufwendungen zu ersetzen.

(2) Der Leistende hat Verspätungszinsen (§ 46) zu 
zahlen,
1. wenn der Besteller zurücktritt, der Rechnungs­

betrag aber bereits gezahlt war, vom Tage der 
Zahlung an;

2. wenn der Rechnungsbetrag gemindert wird, aber 
bereits voll gezahlt war, vom Tage der Zahlung an 
unter Zugrundelegung des Minderungsbetrages;

3. wenn der Leistende mit der Beseitigung des Man­
gels in Verzug war und der Besteller einen Auf­
wendungsersatz gemäß § 61 Absatz 3 fordert, vom 
sechzehnten Tage nach Rechnungserteilung an.

(3) Der Besteller hat Verspätungszinsen zu zahlen* 
wenn er die Bezahlung in vollem Umfange oder im 
Umfange der geforderten Minderung (§ 60 Ziffern 2 
und 4) verweigert hat, die Zahlungsverweigerung sich 
aber als unbegründet erwiesen hat, vom Tage der 
Fälligkeit der Forderung an.

§ 64
Gewährleistungsfrist

(1) Bei verborgenen Mängeln können Gewähr­
leistungsforderungen (§§ 61 bis 63) und Forderungen 
auf Vertragsstrafe und Ersatz des darüber hinaus ent­
standenen Schadens (§ 52 Absatz 4) nur innerhalb sechs 
Monaten nach Entgegennahme des Vertragsgegenstan­
des angezeigt werden (Gewährleistungsfrist). Ist die 
Qualitätsabnahme gesetzlich vorgeschrieben oder ver­
einbart (§ 58), so beginnt die Frist mit der Qualitäts­
abnahme.

(2) Die Gewährleistungsfrist gegenüber allen Zu­
lieferern, deren Zulieferungen zum Einbau in ein Werk 
vorgesehen sind, beginnt erst mit der Qualitätsabnahme 
des Enderzeugnisses, wenn die Zweckbestimmung der 
Zulieferung im Vertrage vereinbart wurde. Bei In­
betriebnahme des betreffenden Teiles vor Qualitäts­
abnahme des Enderzeugnisses beginnt die Gewähr­
leistungsfrist mit der Inbetriebnahme. In diesen Fällen 
kann jedoch eine Höchstfrist, vom Zeitpunkt der Ent­
gegennahme des jeweiligen Vertragsgegenstandes an 
gerechnet, vereinbart werden. Die Höchstfrist soll zwei 
Jahre nicht übersteigen.

(3) Die Gewährleistungsfrist kann im Vertrage ver­
längert werden.

(4) Im Falle der Nichteinigung über die Verlängerung 
kann die Gewährleistungsfrist durch Entscheidung des 
Staatlichen Vertragsgerichtes verlängert werden, wenn 
der Zeitpunkt der Leistung und der Zeitpunkt der 
Verwendung erheblich auseinanderfallen. Dies gilt ins­
besondere, wenn

1. die planmäßige Bevorratung für eine spätere 
Saison erfolgt;

2. der Einbau in ein Werk vorgesehen ist, dessen In­
betriebnahme später erfolgt.

(5) Im Falle der Nachlieferung beginnt mit Entgegen­
nahme des nachgelieferten Gegenstandes eine neue 
Gewährleistungsfrist. Im Falle der Nachbesserung ver­
längert sich die Gewährleistungsfrist um die Zeit von 
der Anzeige des Mangels bis zu seiner Beseitigung.


